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An den  
Vorsitzenden des 
Ausschusses für Wirtschaft, Industrie,  
Klimaschutz und Energie  
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Herrn Dr. Robin Korte MdL 
Platz des Landtags 
40221 Düsseldorf 
 
 
 
Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz 
und Energie am 8. Juli 2026 
 

 

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

 

die Fraktion der SPD hat zur o. g. Sitzung um einen schriftlichen Bericht 

zum Thema „Neuabgrenzung der Fördergebiete im Rahmen der Ge-

meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 

(GRW)“ gebeten. 

 

In der Anlage übersende ich den erbetenen Bericht mit der Bitte um Wei-

terleitung an die Mitglieder des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Kli-

maschutz und Energie.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

Mona Neubaur MdL 
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Bericht des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 

Energie für die Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie am 8. Juli 2026  

 

„Neuabgrenzung der Fördergebiete im Rahmen der Gemeinschaftsauf-

gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW)“ 

(Berichtsanfrage der Fraktion der SPD vom 24. Juni 2026) 

 

 

Die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts-

struktur“ (GRW) ist seit mehr als fünf Jahrzehnten das bundesweit wich-

tigste Instrument zur Unterstützung strukturschwacher Regionen. Die Fi-

nanzierung erfolgt jeweils zur Hälfte durch den Bund und das Land. Eine 

Förderung ist ausschließlich in strukturschwachen Regionen möglich. Die 

Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk-

tur“ ist in Artikel 91a des Grundgesetzes verankert. 

 

Das GRW-Fördergebiet umfasst in Nordrhein-Westfalen derzeit 33 Kreise 

und kreisfreie Städte im Ruhrgebiet, am Niederrhein, im Rheinischen Re-

vier, im Bergischen Land, in Südwestfalen sowie in Ostwestfalen-Lippe. 

Ziel der GRW ist es, durch die Förderung von Investitionen in wirtschafts-

nahe kommunale Infrastruktur sowie bei Unternehmensansiedlungen und 

-erweiterungen Anreize zu setzen, Beschäftigung und Einkommen zu 

stärken, Standortnachteile auszugleichen und Transformationsprozesse 

hin zu einer klimaneutralen und nachhaltigen Wirtschaft zu beschleuni-

gen. 

 

Zum Jahresanfang 2026 wurde die GRW in Nordrhein-Westfalen umfas-

send neu aufgestellt. Das bisherige „Regionale Wirtschaftsförderungspro-

gramm“ (RWP) wurde in die bundesweit einheitliche Bezeichnung „Ge-

meinschaftsaufgabe Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
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(GRW) überführt. Mit den seit April 2026 geltenden aktualisierten Förder-

richtlinien (Richtlinie GRW-Infrastruktur NRW sowie GRW-Förderrichtlinie 

gewerbliche Wirtschaft NRW) stärkt Nordrhein-Westfalen insbesondere 

Investitionen kleiner und mittlerer Unternehmen sowie kommunale Inves-

titionen in strukturschwachen Regionen. Zugleich wurden Maßnahmen 

zur Entbürokratisierung, zur Vereinfachung der Förderverfahren und zur 

besseren Unterstützung bei der Entwicklung von Wirtschaftsflächen um-

gesetzt. 

 

Die Landesregierung unterstützt ausdrücklich das Ziel einer wirksamen, 

zielgenauen und vorausschauenden Strukturpolitik zur Verringerung re-

gionaler Disparitäten in Deutschland. Die GRW bleibt hierfür ein zentrales 

Instrument, um regionale Wettbewerbsfähigkeit zu stärken und wirtschaft-

liche Transformationsprozesse erfolgreich zu begleiten. 

 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWE), seinerzeit 

Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK), hat Ende 

2024 den Prozess zur Neuabgrenzung der GRW-Fördergebietskulisse für 

die GRW-Förderperiode 2028 bis 2034 eingeleitet. Derzeit befinden sich 

Bund und Länder in der Vorbereitung und Abstimmung der methodischen 

Grundlagen. Im Mittelpunkt stehen die Auswahl und Gewichtung geeig-

neter Indikatoren zur Bestimmung struktureller Förderbedarfe. Ziel ist die 

Entwicklung eines belastbaren und nachvollziehbaren Abgrenzungsmo-

dells für die zukünftigen GRW-Fördergebiete. 

 

Bestandteil dieses Prozesses ist ein Gutachten, das federführend durch 

das BMWE in Auftrag gegeben wurde und von IW Consult erstellt wird. 

Die abschließende Vorlage des Gutachtens erfolgt voraussichtlich im 

Herbst 2026. Nach aktuellem Stand werden darin zwei Modellvarianten 

für die künftige GRW-Fördergebietsabgrenzung vorgeschlagen. 
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Die im Gutachten von IW Consult entwickelten Modellvarianten stellen 

noch keine Vorentscheidung über die spätere GRW-Fördergebietskulisse 

dar. Vielmehr dienen sie als fachliche Grundlage für die anschließenden 

Beratungen zwischen Bund und Ländern. Es zeichnet sich ab, dass kei-

nes der von IW Consult vorgeschlagenen Modelle unverändert in die spä-

tere GRW-Fördergebietskulisse übernommen wird. 

 

Die GRW-Fördergebietskulisse wird künftig in C-Fördergebiete und T-

Fördergebiete eingeteilt. C-Fördergebiete stellen hierbei besonders struk-

turschwache Regionen dar, in denen auch höhere Fördersätze für ge-

werbliche Unternehmen möglich sind. Künftige Transformations-Förder-

gebiete (kurz T-Fördergebiete, ehemals D-Fördergebiete) werden solche 

Regionen umfassen, die vor besonderen Transformationsherausforde-

rungen stehen. Eine vorausschauende und auf künftige Transformations-

herausforderungen aufbauende Strukturförderung stellt auch aus Sicht 

der Landesregierung eine wichtige Dimension für die GRW-Förderge-

bietskulisse dar. 

 

Gleichwohl sieht die Landesregierung weiteren Anpassungsbedarf bei 

der Auswahl und Gewichtung der zugrunde liegenden Indikatoren. Die 

bislang veröffentlichten Indikatorensets bilden nur einen Teil der Faktoren 

ab, die für die Beurteilung regionaler Strukturschwäche und wirtschaftli-

cher Entwicklung unter Transformationsherausforderungen maßgeblich 

sind. 

 

Nordrhein-Westfalen steht als Land der großen Städte vor besonderen 

Herausforderungen - angesichts der akuten Polykrise und vor dem Hin-

tergrund des fortschreitenden Prozesses der Transformation hin zu einer 

klimaneutralen und nachhaltigen Wirtschaft. Diese erfordern aus Sicht der 

Landesregierung eine differenziertere Grundlage zur Ermittlung von 
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Strukturschwäche und Transformationsbedarfen, als sie bislang im wis-

senschaftlichen Gutachten vorgesehen ist. Die Landesregierung setzt 

sich deshalb in Gremien wie dem GRW-Unterausschuss für transparente, 

nachvollziehbare und plausibel erklärbare Indikatoren ein, die regionalen 

Besonderheiten angemessen Rechnung tragen. Dies gilt für das Ruhrge-

biet, aber auch für weitere Städte in Nordrhein-Westfalen mit vergleich-

baren strukturellen Herausforderungen. 

 

Von der methodischen Neuabgrenzung der GRW-Fördergebietskulisse 

zu unterscheiden ist das Verfahren auf europäischer Ebene. Dieses be-

trifft insbesondere die Festlegung und Verteilung des sogenannten Be-

völkerungsplafonds für die künftigen C-Fördergebiete sowie die spätere 

Genehmigung der deutschen Regionalfördergebietskarte durch die Euro-

päische Kommission. Der Bevölkerungsplafonds gibt vor, wie hoch der 

Bevölkerungsanteil für C-Fördergebiete in Gesamtdeutschland ausfallen 

darf. 

 

Nordrhein-Westfalen hat sich gemeinsam mit den Wirtschaftsministerin-

nen und Wirtschaftsministern von Bund und Ländern gegenüber der Eu-

ropäischen Kommission für eine Erweiterung des Bevölkerungsplafonds 

der künftigen C-Gebiete eingesetzt. Ziel ist es, den bestehenden und 

künftigen strukturellen Herausforderungen in den Regionen angemessen 

Rechnung zu tragen und ausreichende Fördermöglichkeiten zu erhalten. 

 

Die Ergebnisse des Gutachtens zur GRW-Fördergebietsabgrenzung und 

die Verteilung des europäischen Bevölkerungsplafonds durch die EU-

Kommission sind somit zwei miteinander zu verschränkende Verfahrens-

schritte. Erst auf Grundlage der zwischen Bund und Ländern abgestimm-

ten GRW-Fördergebietskulisse kann die deutsche Regionalfördergebiets-

karte erstellt und der Europäischen Kommission zur Genehmigung vor-

gelegt werden. Nach derzeitiger Planung werden die neuen europäischen 
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Leitlinien für Regionalbeihilfen im vierten Quartal 2026 veröffentlicht. Auf 

dieser Grundlage soll im ersten Quartal 2027 die deutsche Regionalför-

dergebietskarte zwischen Bund und Ländern abgestimmt und im zweiten 

Quartal 2027 der Europäischen Kommission zur Genehmigung vorgelegt 

werden. Eine Genehmigung wird nach aktuellem Stand im vierten Quartal 

2027 erwartet. 

 

Die endgültige Festlegung der künftigen GRW-Fördergebietskulisse ob-

liegt dem GRW-Koordinierungsausschuss. In diesem Gremium entschei-

den Bund und Länder gemeinsam über die Ausgestaltung der GRW-För-

dergebietskarte. Beschlüsse bedürfen der Zustimmung aller 16 Länder-

ministerinnen und -minister für Wirtschaft sowie der Bundesministerin für 

Wirtschaft und Energie und des Bundesministers der Finanzen. Der Be-

schluss des GRW-Koordinierungsausschusses wird anschließend in Lan-

desförderrichtlinien umgesetzt. 
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